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13 Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6091 

erste Lesung 

Die Fraktionen haben sich hierzu ebenfalls darauf 
verständigt, nur die Einbringung des Gesetzentwur-
fes durchzuführen. Deshalb findet eine Debatte heu-
te nicht statt. Herr Minister Jäger hat auch hier die 
Einbringungsrede zu Protokoll gegeben. (Siehe 
Anlage 4) 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 16/6091 wiederum an den 
Ausschuss für Kommunalpolitik. Wer ist für diese 
Überweisungsempfehlung? – Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist die Überweisungsempfehlung einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

14 Gesetz zur finanziellen Beteiligung an den 
Schulkosten für die Ausbildung von Alten-
pflegerinnen und Altenpflegern und über die 
Berufsausübung der Gesundheitsfachberufe 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6092 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Zur Einbringung des 
Gesetzentwurfs erhält als erste Rednerin die Frau 
Ministerin das Wort. Bitte sehr, Frau Ministerin Stef-
fens. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich würde ganz gern den 
Gesamtzusammenhang kurz darstellen. Wir haben 
in Nordrhein-Westfalen, um die Altenpflegefach-
kraftzahl zu erhöhen vor dem Hintergrund der de-
mografischen Entwicklung, die Altenpflegeumlagefi-
nanzierung eingeführt. Wir haben nicht nur vor den 
Verwaltungsgerichten Düsseldorf und Köln, sondern 
ganz aktuell jetzt auch vor dem Oberverwaltungsge-
richt für das Land Nordrhein-Westfalen die Umlage 
in zwei Musterverfahren am 27. Juni 2014 bestätigt 
bekommen. Die Klagen sind vollumfänglich zurück-
gewiesen worden. Eine Revision vor dem Bundes-
verwaltungsgericht wurde nicht zugelassen. Damit 
ist also klar, dass diese Umlage als zentraler Bau-
stein einer Gesamtstrategie in Nordrhein-Westfalen 
zur Bekämpfung des Fachkräftemangels Bestand 
hat und auch in Zukunft so umgesetzt wird. 

Die Umlage hat bis Ende 2014 ein Gesamtvolumen 
von rund 530 Millionen €. Daran sieht man, welche 
Dimension diese Fachkraftausbildung hat. Nicht nur 
in Nordrhein-Westfalen, sondern bundesweit kann 
man sagen, dass diese Umlage und damit die Stei-
gerung der Fachkraftausbildung Erfolg hat und in 
dieser Weise einmalig ist. Die Zahl der Altenpflege-
schülerinnen stieg um rund 45 % von 10.000 auf 
14.500 in den Jahren von 2011 bis 2013 an. Es ist 
also in sehr kurzer Zeit ein massiver Anstieg der 
Fachkraftausbildung erreicht worden. 

Es ist klar, dass das nicht einfach mal eben so geht, 
sondern dass das nur mit einem enormen finanziel-
len Kraftakt vonseiten der Landesregierung um-
setzbar war. Jeder Altenpflegeausbildungsschul-
platz, der dazu notwendig ist, wird nämlich von der 
Landesregierung mit 280 € gefördert. Im Jahre 2010 
gab es im Landeshaushalt 32 Millionen €, was dann 
im Jahre 2011 auf 34,7 Millionen € und im Jahre 
2013 auf 54,8 Millionen € erhöht worden ist. Im Jah-
re 2014 liegt diese Zahl bei 58,3 Millionen €. Das ist 
eine Steigerung von 82 %. Es handelt sich also um 
eine freiwillige Leistung, die in einem massiven Ma-
ße erhöht worden ist.  

In einem nächsten Schritt wollen wir, damit das Ver-
sprechen, jede Schülerin und jeder Schüler mit ei-
nem Ausbildungsvertrag in der Altenpflege erhält 
einen Schulplatz an einem Fachseminar, Wirklich-
keit wird, den Anspruch gesetzlich festschreiben.  

Auf diese Weise wollen wir die Finanzierung auf 
freiwilliger Basis, die im Moment auf wackligen Fü-
ßen steht, für die Zukunft festschreiben, damit es 
hier keine Kürzungen geben kann.  

Bei den Diskussionen über dieses Gesetz gibt es 
meines Erachtens viele Fehlinformationen, die noch 
klargestellt werden müssen.  

Wir hatten bis 2005 eine Fachseminarförderung für 
jeden neu beginnenden Kurs in Höhe von 317 €, die 
mein Vorgänger Karl-Josef Laumann dann auf zu-
nächst 300 € und zum 1. Januar 2007 auf 280 € pro 
Platz abgesenkt hat. 

Gleichzeitig mit dieser Absenkung der Pro-Platz-
Finanzierung wurde aber die Finanzierung pro Kurs 
auf dem gleichen Niveau gehalten. Herr Laumann 
hat gesagt: Damit die Summe pro Kurs erhalten 
bleibt, dürfen die Schülerzahlen erhöht werden. – 
Also: In toto pro Kurs zwar mehr Schüler, aber eine 
gleichbleibende Finanzierung.  

An dieser Finanzierung hat sich nichts geändert. 
Wenn es also heißt, wir würden eine Kürzung bei 
den einzelnen Plätzen vornehmen, ist das falsch. 
Die Kostenbeteiligung des Landes an der Fach-
kraftausbildung wird pro Platz, pro Schule in der 
Höhe unverändert sein. Auch mit dem Gesetz än-
dert sich das nicht. Wir werden dabei bleiben. 

Der Wunsch, der im Raum steht, diese Zahlen zu 
erhöhen, wäre mit einem erheblichen Mehraufwand 
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verbunden. Die genannte Förderung von 360 € pro 
Platz würde bei 15.000 Schülerinnen zusätzlich 
14,4 Millionen € pro Jahr bedeuten. Klar ist allen, 
die die Haushaltssituation kennen, dass dies in der 
momentanen Haushaltslage keine realistische For-
derung ist.  

Gleichzeitig werden mit dem Gesetz eine Reihe 
kleiner anderer Punkte verändert und weiterentwi-
ckelt. Die will ich jetzt aber nicht im Detail benen-
nen. Wir werden darüber ja in der Ausschussbera-
tung noch gemeinsam diskutieren.  

In diesem Sinne hoffe ich auch perspektivisch auf 
eine Unterstützung, damit die Altenpflegeausbildung 
in Nordrhein-Westfalen mit Rechtsanspruch um-
setzbar ist. – Danke.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank für 
die Einbringung des Gesetzentwurfs, Frau Ministe-
rin. – Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Kolle-
gen Yüksel das Wort.  

Serdar Yüksel (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich mache es kurz: 
Die SPD-Fraktion begrüßt den neuen Vorstoß der 
Landesregierung zur gesetzlichen Beteiligung an 
den Schulkosten ausdrücklich. Das macht uns allen 
deutlich, wie wichtig die Ausbildungsförderung bei 
Berufen im Gesundheits- und Pflegebereich ist.  

Ich freue mich auf eine spannende Diskussion im 
Ausschuss und danke für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Kollege Burkert.  

Oskar Burkert (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch ich freue mich über diesen 
Gesetzentwurf, damit die Pflege Sicherheit be-
kommt. Und ich freue mich auf die Beratung im 
Ausschuss. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Das wird offen-
bar eine richtig heitere Ausschusssitzung.  

(Günter Garbrecht [SPD]: Bei mir gibt es kei-
ne heiteren Ausschusssitzungen!) 

– Der Ausschussvorsitzende trägt nach, dass es bei 
ihm keine heiteren Ausschusssitzungen gibt. 

Nun aber hat Herr Kollege Ünal für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen das Wort.  

Arif Ünal (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Ich freue mich natürlich auch, dass der Ge-
setzentwurf jetzt vorgelegt worden ist.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Ich will nur zwei Punkte nennen – die Ministerin hat 
das Gesetz ja vorgestellt –, die mir sehr wichtig 
sind: Erstens. Wir begrüßen die gesetzliche Ver-
pflichtung. Zweitens. Das Schulgeld bleibt unverän-
dert. Allerdings sind wir der Meinung, dass sich an-
dere Kostenträger, zum Beispiel die Pflegekassen, 
am Schulgeld beteiligen müssen.  

Ich freue mich auf die Diskussion im Fachaus-
schuss. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und der 
CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die FDP-Fraktion erteile ich der 
Frau Abgeordneten Schneider das Wort.  

Susanne Schneider
*)
 (FDP): Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Das Thema „Altenpfle-
geausbildung“ ist uns allen sehr wichtig. Wir müs-
sen sie auf ein solides finanzielles Fundament stel-
len. Das müssen wir im Ausschuss gründlich bera-
ten, damit wir in Deutschland und auch in Nord-
rhein-Westfalen weiterhin eine gute, qualifizierte Al-
tenpflege haben, die wir künftig ja noch mehr brau-
chen werden.  

Ich freue mich auf die Beratung im Ausschuss. – Ich 
danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP, der SPD, der CDU und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Für die Piratenfraktion spricht Herr 
Kollege Wegner.  

Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Men-
schen im Stream und auf der Tribüne! Und vor al-
lem: Liebe Altenpflegerinnen und Altenpfleger! Lie-
be Landesregierung, liebe Frau Steffens, ich kann ja 
viele Ihrer Sachzwänge verstehen, nur finde ich Ihre 
Überlegungen manchmal doch etwas zu einfach. 
Ich habe das Gefühl, Sie sind gar nicht auf die wirk-
lich bestehenden Probleme eingegangen.  

Ja, die 280 € sind nicht von Ihnen, sondern die sind 
damals von der CDU eingeführt worden. Sie tragen 
die aber seit vier Jahren mit. Also sind Sie für mich 
die Hauptverantwortliche und nicht die CDU. Ich re-
ge mich nämlich nicht über Sachen auf, die so lange 
zurückliegen.  
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Aber unter Umständen könnte es auch daran lie-
gen, dass Sie gar nicht wissen, worum es hier ei-
gentlich geht. Altenpflege, wie sie von Altenpflege-
fachkräften ambulant und stationär geleistet wird, ist 
intensive Krankenpflege und kein Halmaspielen, wie 
die meisten Menschen annehmen. Die meisten 
Menschen sind in den letzten zwei Jahren ihres Le-
bens abhängig von intensiver medizinischer Ver-
sorgung. Bei Luftnot, zunehmender Schwäche und 
drohendem Organversagen ist die Pflege nur von 
solchen Menschen zu leisten, die eine gute medizi-
nische Ausbildung genossen haben.  

In den letzten Jahren wurde sehr viel diskutiert über 
freiheitsentziehende Maßnahmen, Gewalt in der 
Pflege, die tägliche Überforderung der Mitarbeiter 
sowohl in der stationären Pflege als auch im häusli-
chen Umfeld.  

Die Auszubildenden in der Krankenpflege müssen 
eine Examensarbeit abgeben, die mit der Prüfung 
zum Erreichen eines Abschlusses bei der Hand-
werkskammer vergleichbar ist. Vergleichbare struk-
turelle Voraussetzungen für die Prüfung von Alten-
pflegern waren zwar mal geplant, sind aber zurück-
genommen worden, weil die Finanzierung im Jahre 
2008 verringert worden ist. – Frau Steffens, ich 
weiß, das war die CDU, das waren nicht Sie; aber 
Sie haben es die ganzen Jahre danach mitgetra-
gen.  

Somit ist es verdammt schwer, zu erklären, wieso 
Krankenpfleger in der Ausbildung mit 500 € monat-
lich gefördert werden, während Altenpflegeseminare 
je Platz mit 280 € auskommen müssen. Ob freiwillig 
oder gesetzlich verbrieft ist dabei egal, 280 € sind 
zu wenig. Viel besser wäre es, die Summe hochzu-
setzen und auf die Verbriefung zu verzichten.  

Ich empfinde es als Hohn, zu sagen, sie respektier-
ten die Arbeit der Altenpfleger. Die hätten viel mehr 
Respekt verdient, und zwar mit einer höheren 
Summe, ohne das in das Gesetz aufzunehmen.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Sie schreiben jetzt 280 € ins Gesetz. Was sagen 
Sie dazu?  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

– Ja, die Pflege liegt am Boden, das wissen Sie 
auch.  

(Zuruf von Ministerin Barbara Steffens)  

– Es geht um die Qualität der Ausbildung. Natürlich! 
Die kann bei dieser Förderung aber nur halb so gut 
sein.  

Sie haben vorhin gesagt, dass die Klassen vergrö-
ßert worden sind. Das erweitert natürlich unheimlich 
die Qualität: Je größer die Klasse, desto größer die 
Qualität. Kann ich völlig nachvollziehen. 

Ich frage mich an der Stelle wirklich – das frage ich 
alle hier im Raum, vor allem alle Leute, die älter 

sind als 50, 60 –: Wollen Sie in den letzten Lebens-
jahren nur halb so gut gepflegt werden wie zurzeit 
im Krankenhaus? Das wird Ihre längste Zeit sein, 
die Sie mit Pflege verbringen müssen! Und die wol-
len Sie nur halb so gut haben?  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Experten der Fachseminare der Diakonie und 
vor allem der Caritas melden schon lange zurück, 
dass seit den Kürzungen im Jahr 2008 der Unter-
richt nicht mehr durch pädagogisch geschulte Do-
zenten sichergestellt werden kann. Eine tolle Quali-
tät, die dort erbracht wird! 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie, würden Sie eine Zwischenfrage 
von Frau Kollegin Howe zulassen? 

Olaf Wegner (PIRATEN): Ja, bitte. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte schön, 
Frau Kollegin Howe. 

Inge Howe (SPD): Vielen Dank, Herr Wegner. Ich 
habe folgende Frage an Sie: Können Sie mir erklä-
ren, woher Sie die Information haben, dass in der 
Krankenpflege 500 € vom Land zugezahlt werden? 
Ich kann das nicht vollziehen. 

Olaf Wegner (PIRATEN): Ich habe nicht gesagt, 
dass diese 500 € vom Land kommen, sondern: Das 
Land muss, wenn es die Altenpflege auch als etwas 
Gutes ansieht, den Qualitätsunterschied bezogen 
auf die 500 €, die vom Bund kommen, erklären. 

(Ministerin Barbara Steffens: Die kommen 
nicht vom Bund! – Inge Howe [SPD]: Die 
werden über den Pflegesatz abgerechnet! 
Das ist eine ganz andere Finanzierung! – 
Weitere Zurufe) 

– Okay. Die Frage, die sich an der Stelle stellt, ist 
weniger die, woher das Geld kommt, sondern mehr 
die, dass mit diesem Geld eine bestimmte Qualität 
erreicht werden soll. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Zurufe) 

– Entschuldigung! Lassen Sie mich bitte ausre-
den! – Das heißt, bei der Krankenpflege wird eine 
bestimmte Qualität gesehen. Die finde ich auch gut, 
die finde ich auch richtig. Sie wird ungefähr 500 € 
betragen. Genau sind es 495,75 € pro Monat. 

(Ministerin Barbara Steffens: Das stimmt 
nicht!) 

Wenn ich diesen Betrag für in Ordnung halte, dann 
können die 280 € für Altenpfleger nicht gut sein – 
egal, aus welchem Topf das Geld kommt; das Geld 
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reicht nicht aus. Das ist der Fakt, den ich hier gera-
de dargestellt habe. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Dabei muss man sich auch mal vor Augen führen, 
dass die Krankenhäuser seit der Einführung der 
Fallpauschalen bei älteren Menschen, die in Alten-
heimen leben, nach medizinischen Eingriffen keine 
Pflege mehr leisten, sondern die Leute so schnell 
wie möglich ins Altenheim zurückgeben, weil dort 
die Pflege gemacht wird. Die intensive Pflege mit 
Ernährungssonden und Beatmungsgeräten sowie 
die Grundversorgung werden dort von den Alten-
pflegefachkräften geleistet. Das ist teilweise eine 
höher qualifizierte Arbeit als die Arbeit, die im Kran-
kenhaus geleistet werden muss; 

(Zuruf von Inge Howe [SPD]) 

denn diese Fachkräfte haben nicht die Möglichkeit, 
mal eben zum Telefon zu greifen und einen Arzt 
herbeizurufen. Bis der Notarzt kommt, müssen sie 
die Entscheidungen treffen und den Patienten stabi-
lisieren. Sie können nicht auf einen Arzt zurückgrei-
fen. 

(Inge Howe [SPD]: Ich würde Ihnen empfeh-
len: Machen Sie mal ein Praktikum!) 

Für diese Herausforderungen müssen die Men-
schen ausgebildet und ausgerüstet werden. Des-
halb ist dieser Gesetzentwurf zur finanziellen Betei-
ligung von Altenpflegefachkräften bestenfalls ah-
nungslos, schlimmstenfalls ist er zynisch und fast 
schon sarkastisch.  

Mit 280 € ist eine qualifizierte Ausbildung in der Al-
tenpflege nicht zu realisieren. Ehrlich gesagt: Es 
lohnt es sich überhaupt nicht, über diesen Gesetz-
entwurf zu reden, solange Sie nicht bereit sind, die 
Beteiligung an der Ausbildung der Altenpflegefach-
kräfte deutlich zu erhöhen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Herr 
Kollege Wegner. – Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schlie-
ße deshalb die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/6092 an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales. Wer für diese 
Überweisungsempfehlung ist, den darf ich um das 
Handzeichen bitten. – Gibt es Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die-
se Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

15 NRW unterstützt Europäisches Jahr der Ent-
wicklung 2015 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/5481 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Europa und Eine Welt 
Drucksache 16/6151 

Ich darf darauf hinweisen, dass der Antrag der Frak-
tion von SPD und Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 16/5481 gemäß § 62 Abs. 2 Buchstabe b unse-
rer Geschäftsordnung vom Plenum an den Aus-
schuss für Europa und Eine Welt überwiesen wurde 
mit der Maßgabe, dass eine Aussprache und Ab-
stimmung erst nach Vorlage einer Beschlussemp-
fehlung erfolgt. Die Beschlussempfehlung und der 
Bericht des Ausschusses für Europa und Eine Welt 
liegen als Drucksache 16/6151 vor. 

Alle fünf Fraktionen haben sich zwischenzeitlich da-
rauf verständigt, die Reden zu Protokoll zu geben. 

(Marc Olejak [PIRATEN]: Nein!) 

– Das ist die Information, die uns hier vorliegt, mei-
ne Kolleginnen und Kollegen. So ist die Verabre-
dung der Fraktionen. 

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Das war eine 
Falschmeldung!) 

– Ich höre gerade per Zuruf, diese Information sei 
falsch. Ich sehe mich aber, nachdem es offenbar 
diese Meldung Ihrer Fraktion an das Präsidium ge-
geben hat, nicht in der Lage, meine Kolleginnen und 
Kollegen von den Piraten – und bitte auch um Ver-
ständnis dafür –, die Debatte jetzt auf Zuruf wieder 
zu eröffnen. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Ich habe die herzliche Bitte, dass Sie solche Infor-
mationen demnächst vielleicht mit der entsprechen-
den Klarheit weiterleiten. Das klappt in aller Regel ja 
sehr gut. Jetzt müssen wir bitte bei dem Verfahren 
bleiben, dem auch die Piratenfraktion ausdrücklich 
zugestimmt hat, nämlich dass die Reden zu Proto-
koll gegeben werden. (Siehe Anlage 5) 

(Beifall von der CDU) 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der 
Ausschuss für Europa und Eine Welt empfiehlt in 
Drucksache 16/6151, den Antrag Drucksache 
16/5481 unverändert anzunehmen. Wir stimmen 
deshalb nicht über die Beschlussempfehlung, son-
dern über den Antrag Drucksache 16/5481 ab. Wer 
für diesen Antrag stimmen möchte, den darf ich um 
das Handzeichen bitten. – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt ge-
gen diesen Antrag? – Das sind die Fraktionen von 
CDU und FDP. Wer enthält sich der Stimme? – Das 
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